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07	 Inklusion aller Menschen

Für uns bedeutet eine inklu-
sive Gesellschaft, dass alle 
Menschen - ob mit oder ohne 
Behinderung - an ihr teilneh-
men können.

Sei es in der Schule, in den 
Schwimmbädern und den Kinos, 
das gemeinsame Leben und Ler-
nen ist die Grundvoraussetzung 
für eine solidarische Gesellschaft. 

DIE LINKE FORDERT ZUR LANDTAGSWAHL:
•	 dass die UN-Behinder-
tenrechtskonvention 
unverzüglich umgesetzt 
wird.

•	 Barrierefreien Ausbau 
des ÖPNV und die För-
derung von bezahlba-
rem und barrierefreiem 
Wohnraum.

•	 Inklusive Bildung in ei-
ner Schule für alle. Das 
gemeinsame Lernen 
muss zur Normalität 
werden. Förderschulen 
wollen wir abschaffen.

•	 Bessere Möglichkeiten 
für assistierte Arbeits-
plätze als Gegenmodell 
zu den Werkstätten.

•	 Kein Kostenvorbehalt 
bei der persönlichen As-
sistenz.

•	 Abschaffung der Unter-
haltspflicht von Famili-
enangehörigen bei Kos-
ten für ihre Angehörigen 
mit Behinderung. Men-
schen mit Behinderun-
gen dürfen nicht in die 
Abhängigkeit zu ihrer 
Familie gezwungen wer-
den.

Dennoch erleben Menschen mit 
Behinderung auch heute noch 
starke Einschränkungen, wenn sie 
versuchen ihr Leben eigenständig 
und ohne Einschränkungen zu 
führen.
Doch nicht nur die räumlichen 
Barrieren, auch die im Kopf, gren-
zen Menschen mit Behinderung 
vom gesellschaftlichen Leben aus.
Deswegen begrüßen wir die UN-
Behindertenrechtskonvention. 

Ihre konsequente Umsetzung lässt 
aber auf sich warten. Um ein ei-
genständiges und selbstbestimm-
tes Leben führen zu können, müs-
sen bestehende Einschränkungen 
ausgeglichen werden. Dazu gehört 
auch, die diskriminierenden Re-
gelungen im Gesundheitssystem 
abzuschaffen.
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07	 Inklusion aller Menschen 08	 Mitbestimmung stärken!

wenn sie schon seit vielen Jahren 
hier leben, arbeiten und Familien 
haben.

Ebenso sind wir der Meinung, dass 
das Wahlalter bei allen Wahlen ge-
senkt werden muss. Wenn ein jun-
ger Mensch seiner Stimme Gehör 
verschaffen möchte, sollte er oder 
sie auch die Möglichkeit dazu ha-
ben. 

Wesentlich für eine faire Mitbe-
stimmung für alle Menschen ist 
auch die Einführung von Referen-
den, die von Bürger*innen ausge-
hen, auf allen Ebenen regionaler 
und überegionaler Demokratie.

Dabei darf den Bürger*innen keine 
Hürden auferlegt werden. Um eine 
dauerhafte politische Debatte zu 
ermöglichen, brauchen wir mehr 
Transparenz, die Zeit und die Mög-
lichkeit uns einzubringen. Deshalb 
müssen z.B. Menschen, die sich in 
demokratischen Gremien einbrin-
gen, für die Dauer der Sitzungen 
von Beruf und Ausbildung freige-
stellt werden und Sitzungsunterla-
gen veröffentlicht werden.

So könnten wir langfristig unsere 
Demokratie verbessern.

Zur Demokratie gehört mehr 
als nur das regelmäßige Ab-
halten von Wahlen. Jeder 
Mensch muss die tatsächli-
che Möglichkeit haben, sich 
in öffentlichen Debatten ein-
zubringen und mitzubestim-
men.

Dieses Recht darf nicht von will-
kürlichen Einschränkungen, von 
der Informationsbereitschaft des 
Staates oder von der wirtschaftli-
chen Situation des Einzelnen ab-
hängig sein. Demokratie benötigt 
eine Zivilgesellschaft, die auf die 
Durchsetzung der Menschen- und 
Bürgerrechte drängt und deren 
Einhaltung beständig einfordert.

Seit 2011 hat die Grün-Rote Lan-
desregierung mit der Senkung des 
Kommunalwahlalters auf 16 Jahre 
zwar schon einen wichtigen Schritt 
getan, aber wir finden, dass da 
noch viel mehr möglich ist. Zum 
Beispiel, dass alle Menschen, die in 
Baden-Württemberg leben, auch 
an allen Wahlen teilnehmen dür-
fen.
Denn tatsächlich dürfen Men-
schen ohne deutschen Pass hier 
nicht wählen und abstimmen, auch 

FÜR EINE ERNST-
HAFTE MITBE-
STIMMUNG ALLER 
BÜRGER*INNEN, 
FORDERT DIE LINKE:
•	 Bei Bürger*innenbegehren 
soll die einschränkende Frist-
setzung wegfallen.

•	 Bei Bürger*innenentscheiden 
muss allein das Prinzip „die 
Mehrheit der Abstimmen-
den entscheidet“ gelten, wie 
es bei Wahlen schon lange 
selbstverständlich ist. Zu-
sätzliche Abstimmungsquo-
ren sollen abgeschafft wer-
den.

•	 dass Bürger*innenbegehren 
und Bürger*innenentscheide 
endlich auch in Baden-Würt-
temberg auf der Ebene von 
Landkreisen möglich werden 
müssen.

•	 Die Abschaffung der 5% Hür-
de bei der Landtagswahl.

•	 Das allgemeine Wahlrecht 
unabhängig von der Staats-
angehörigkeit ab dem 16. 
Lebensjahr. Wer hier wohnt, 
soll auch mitbestimmen dür-
fen!
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09	Mobilität für alle!

Mobilität ist extrem wichtig 
für die Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben. Jugend-
liche müssen die Möglich-
keit haben, sich unabhängig 
vom Geld ihrer Eltern und 
ihrem eigenen Einkommen 
frei bewegen zu können. Be-
sonders in ländlichen Gebie-
ten wird das immer schwie-
riger.

Die Deutsche Bahn, die immer 
noch ein Staatsunternehmen ist, 
baut seit Jahren viele Strecken 
zurück. Diese sind zwar teilwei-
se für die Entwicklung von Re-
gionen von großer Bedeutung, 
aber von geringer wirtschaftli-
cher Relevanz. Hier stehen wirt-
schaftliche Überlegungen klar 
über der Lebensqualität von 
Menschen.

Das ist mit ein Grund für hohe 
Ticketpreise, viele Verspätun-
gen, geringe Taktung und immer 
dreckigere Züge. Gerade auch 
nach dem Feiern ist es wichtig 
noch spät mit dem ÖPNV (Öf-
fentlicher Personnennahver-

kehr) fahren zu können.
Damit kann sowohl Lärmprob-
lemen vorgebeugt, als auch Au-
tounfälle vermieden werden.

Wir setzen uns dafür ein, dass 
keine Strecken mehr stillgelegt 
werden und alte gegebenenfalls 
reaktiviert werden.

Für uns steht fest, dass zumin-
dest der Nahverkehr langfristig 
kostenlos und sozialverträglich 
finanziert werden soll. Über-
gangsinstrumente können ein 
Landesschüler*innenticket, Lan-
desweite Semestertickets und ein 
Sozialticket sein. Somit könnte 

die Grundversorgung von der 
rein kapitalistischen Logik aus-
geklammert und die Lebensqua-
lität insbesondere in ländlichen 
Gebieten unterstützt werden. Es 
muss auch auf dem Land mög-
lich sein, einzukaufen und die 
Freizeit angenehm und sinnvoll 
zu verbringen, ohne davor eine 
Stunde in die nächste Stadt fah-
ren zu müssen. Unabhängig da-
von muss der ÖPNV ausgebaut, 
seine Taktung, Qualität und Ge-
schwindigkeit verbessert wer-
den. Für uns ist der ÖPNV ein 
zentrales Element für eine sozia-
le und ökologische Gesellschaft.

DIE LINKE FORDERT DAHER:
•	 den Ausbau des ÖPNV und die flächendeckende Ein-
führung von Sozial- und Jugendtickets, um auch 
jungen Menschen die Fortbewegung in ganz Baden-
Württemberg zu ermöglichen.

•	 Größere öffentliche Investitionen in die Bahninfra-
struktur, die durch unterlassene Erhaltungsinves-
titionen bei der Leit- und Sicherungstechnik, in die 
Bahnhöfe, Tunnel und Brücken in einem völlig unzu-
reichenden Zustand ist.
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10	 Ökologie

Nach der verheerenden Ka-
tastrophe in Fukushima 2011 
beschloss die Bundesregie-
rung sinnvollerweise einen 
Ausstieg  aus der Atomkraft.

In Baden- Württemberg wurde 
aber, auch auf Bestreben der ak-
tuellen Landesregierung, kein 
einziges AKW stillgelegt. Auch 
beim AKW in Fessenheim im El-
saß, an dessen Betreiber das Land 
Miteigentümer ist, wurde nur we-
nig Druck ausgeübt, es zu schlie-
ßen. Wir fordern, die schnelle 
Stilllegung der verbleibenden 
fünf Reaktoren und diesbezüg-
lich ein entschlosses Handeln der 
Landesregierung. Atomkraftwer-

ke produzieren große Mengen an 
gefährlichem radioaktiven Abfall, 
dessen Lagerung noch für viele 
tausend Jahre problematisch sein 
wird.

Als Gegenkonzept zu den fossilen 
Energieträgern, zu denen auch 
die Kohle gehört, müssen beson-
ders die erneuerbaren Energien 
gefördert werden.

Subventionen für Windkrafträ-
der und Solaranlagen sind hier-
für mögliche Lösungen,wie man 
überall in BaWü schon an zahl-
reichen Gebäuden erfolgreich se-
hen kann.
Ein Umdenken beim Energie-
verbrauch bedeutet für uns aber 

auch, dass wir vom Individual-
verkehr Abstand nehmen müs-
sen. Deshalb wollen wir einen 
besseren öffentlichen Nahverkehr 
und die Verlagerung von Gütern 
auf die Schiene.
Um die demokratische Energie-
wende zu verwirklichen, müssen 
wir uns auch für die Rekommuna-
lisierung der Grundversorgungs-
betriebe, wie Wasser- Gas- oder 
Energieversorgern einsetzen.

Zusätzlich wollen wir Energiege-
nossenschaften stärken und aus-
bauen. Ökologische Perspektiven 
dürfen nicht für wirtschaftliche 
Profite verspielt werden.

•	 gegen das Freihandelsabkommen 
TTIP, welches viele Kommunen 
zwingt, ihre Betriebe zu privatisie-
ren.

•	 für einen Ausbau von regenerati-
ven Energien, wie kommunalen 
Solaranlagen und Windparks.

•	 für flächendeckende grüne Mobili-
tät.für die Abschaltung aller Kern-
kraftwerke.

•	 für mehr Energieeffizienz.

•	 für flächendeckende grüne Mobili-
tät.

DIE LINKE STEHT FÜR EINE DEMOKRATISCHE 
UND SOZIALE ENERGIEWENDE. SIE IST:
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Technologischer Fortschritt 
ist auch in Baden-Württem-
berg wichtig und darf nicht 
gehemmt werden. Veraltete 
Produktions- und Vertriebs-
strukturen oder Gesetze, wel-
che neue Technologien nicht 
berücksichtigen, tun aber ge-
nau das.

Alle Menschen in unserer Gesell-
schaft sollen die technologischen 
Entwicklung der Zukunft mitge-
stalten. Wir wollen verhindern, 
dass Technologien ausgenutzt 
werden um Menschen noch schär-
fer auszubeuten und zu überwa-
chen. 

Stattdessen wollen wir, dass Rah-
menbedingungen geschaffen wer-
den, die die Vorteile des techno-
logischen Fortschritts aufnehmen 
und für Alle zugänglich machen. 
Ausgrenzung, Ausbeutung und 
Überwachung haben unserer 
Meinung nach im Alltag nichts 
verloren.

Datenschutz muss konsequent 
umgesetzt werden. Bei der Ent-
wicklung neuer Software muss 
darauf geachtet werden, dass die 
Programme nur Daten speichern, 
die unbedingt nötig sind. Auch 
das unnötige Übertragen von Da-
ten auf Servern, wie es bei vielen 
großen Unternehmen üblich ist, 
sollte schon beim Programmie-
ren von Anwendungen verhindert 
werden. Daten, die gespeichert 
werden müssen, sollten weiter-
hin einem strengen Datenschutz 
unterliegen; inklusive ein Recht 
darauf, diese jederzeit löschen zu 
lassen.

Dafür muss das Land aber klare 
Richtlinien erlassen. Als Schutz 
vor Überwachung oder Verfol-
gung, egal ob von Privatunter-
nehmen oder vom Staat, dürfen 

Möglichkeiten sich anonym im 
Internet zu bewegen und zu äu-
ßern nicht eingeschränkt werden. 
Gerade für Reporter*innen und 
Whistleblower*innen ist das be-
sonders wichtig.

Momentan ist die Infrastruktur 
des Internets in der Hand von 
Privatunternehmen. Um zu ver-
hindern, dass diese Unterneh-
men Menschen ausgrenzen, zum 
Beispiel durch zu hohe Gebühren 
oder langsamere Verbindungen, 
muss eine öffentliche Alternative 
geschaffen werden. Der Netzaus-
bau, gerade auf dem Land, muss 
vorangetrieben werden. Eine 
schnelle, kostengünstige und zu-
verlässige Verbindung ist inzwi-
schen die Grundvorraussetzung, 
dass alle Menschen an der Gesell-
schaft überhaupt teilnehmen kön-
nen.

Der Zugang ist unerlässlich, ge-
rade für Jugendliche, um in der 
Arbeitswelt einzusteigen und um 
sich umfassend zu informieren. 
Hierzu möchten wir, dass Initia-
tiven wie z.B. von FreiFunk e.V., 

„
Internet? Gibts den 
Blödsinn immer noch?!

- H. J. Simpson - 

11		 Digitales
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die überall kostenloses WLAN 
bereitstellen möchten, gefördert 
werden.
Um freien Zugang zu schaffen 
und den Menschen Möglichkeiten 
zu geben digital zu arbeiten ist es 
unerlässlich, dass freie und offene 
Software (weiter-)entwickelt und 
eingesetzt wird. Das Land muss 
gezielt den Einsatz von Open 
Source Software fördern und sich 
für Open Access zu Informatio-
nen einsetzen.

Durch offen zugängliche Informa-
tionen, z.B. von der Landesregie-
rung oder von den Hochschulen, 
wird die Transparenz unserer De-
mokratie gestärkt. Gerade öffent-
lich finanzierte Projekte müssen 
der Öffentlichkeit auch zur Verfü-
gung stehen.

DESWEGEN WIRD SICH DIE LINKE DAFÜR EINSETZEN, 
DASS:
•	 unabhängig vom Einkommen, die 
Teilhabe am Internet durch zur Ver-
fügung stellen von Anschlüssen und 
Zugangsgeräten ermöglicht wird.

•	 die Landesregierung den Netzaus-
bau, gerade von Hochgeschwin-
digkeitszugängen in ländlichen 
Gebieten, aktiv verstärkt und in ko-
operation mit Bürgerinitiativen (wie 
z.B. FreiFunk) anstelle von Privat-
unternehmen gestaltet. „
[...] the solution is not to dream less, 

but to dream harder.
- Douglas Haddow - 

•	 aus dem Informationsfreiheitsge-
setz ein ernstzunehmendes Trans-
parenzgesetz nach dem Vorbild 
Hamburgs wird.

•	 im Landesmediengesetz die Netz-
neutralität ausdrücklich festge-
schrieben wird.

•	 das Land sich gegen die Vorratsda-
tenspeicherung und andere Formen 
von Überwachung ausspricht.



Werdet aktiv! Hier 
könnt ihr euch infor-mieren:www.linksjugend-solid-bw.de

Facebook & 
Twitter:  @solidbw

eMail: info@linksju-
gend-solid-bw.de


